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(4) Sind neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merk-
male Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen
die zuständigen Behörden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach
Absatz 1.

(5) 1Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die zuständigen Behörden
auf Grund einer Feststellung der Behinderung einen Ausweis über die Eigenschaft
als schwerbehinderter Mensch, den Grad der Behinderung sowie im Falle des
Absatzes 4 über weitere gesundheitliche Merkmale aus. 2Der Ausweis dient dem
Nachweis für die Inanspruchnahme von Leistungen und sonstigen Hilfen, die
schwerbehinderten Menschen nach diesem Teil oder nach anderen Vorschriften
zustehen. 3Die Gültigkeitsdauer des Ausweises soll befristet werden. 4Er wird
eingezogen, sobald der gesetzliche Schutz schwerbehinderter Menschen erloschen
ist. 5Der Ausweis wird berichtigt, sobald eine Neufeststellung unanfechtbar gewor-
den ist.

§ 153 Verordnungsermächtigung

(1) 1Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates nähere Vorschriften zu erlassen über
1. das Format, die Gestaltung und die Gültigkeit der Ausweise nach § 152

Absatz 5,
2. das Format, die Ausstellung, die Gestaltung und die Gültigkeit von Ausweisen

für Menschen mit Behinderungen nach dem gemeinsamen einheitlichen Mus-
ter der Europäischen Union,

3. das entsprechende Verwaltungsverfahren sowie
4. die Anerkennung der Ausweise nach Nummer 2, die von einem anderen Mit-

gliedstaat ausgestellt worden sind.
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Grundsätze aufzustellen,
die für die Bewertung des Grades der Behinderung, die Kriterien für die Bewer-
tung der Hilflosigkeit und die Voraussetzungen für die Vergabe von Merkzeichen
maßgebend sind, die nach Bundesrecht im Schwerbehindertenausweis einzutragen
sind.

§ 153a Sachverständigenbeirat, Verfahren

(1) 1Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein unabhängiger
„Sachverständigenbeirat Versorgungsmedizinische Begutachtung“ gebildet. 2Der
Beirat berät das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu allen versorgungs-
ärztlichen Angelegenheiten und bereitet die Fortentwicklung der in der Versor-
gungsmedizin-Verordnung enthaltenen Versorgungsmedizinischen Grundsätze
vor, die bei der Begutachtung im Schwerbehindertenrecht und im Sozialen Ent-
schädigungsrecht verbindlich anzuwenden sind. 3Dies geschieht teilhabeorientiert
auf der Grundlage des aktuellen Standes der medizinischen Wissenschaft und der
Medizintechnik unter Berücksichtigung versorgungsmedizinischer Erfordernisse.

(2) 1Für den Beirat benennen die Länder, der Deutsche Behindertenrat und
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales jeweils sieben Personen, darunter
jeweils mindestens vier Ärztinnen und Ärzte, die versorgungsmedizinisch oder
wissenschaftlich besonders qualifiziert sind. 2Eine der vom Bundesministerium für
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Arbeit und Soziales zu benennenden Personen ist ein Vertreter oder eine Vertrete-
rin aus dem versorgungsmedizinischen ärztlich-gutachterlichen Bereich der Bun-
deswehr. 3Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beruft die benannten
Personen als Mitglieder in den Beirat.

(3) 1Die Mitglieder des Beirates werden für die Dauer von vier Jahren berufen.
2Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein persönliches Ehrenamt, das keine Vertretung
zulässt. 3Die Mitglieder des Beirates unterliegen keinerlei Weisungen, üben ihre
Tätigkeit unabhängig aus und sind nur ihrem Gewissen verantwortlich. 4Scheidet
ein Mitglied aus, erfolgt für dieses Mitglied eine Neuberufung für den restlichen
Zeitraum der Berufungsperiode. 5Der Beirat bestimmt durch Wahl aus seiner
Mitte den Vorsitz sowie die Stellvertretung des Vorsitzes und gibt sich eine
Geschäftsordnung. 6Die Geschäftsführung des Beirates wird vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales ausgeübt, welches zu den Sitzungen einlädt und im
Einvernehmen mit dem vorsitzenden Mitglied die Tagesordnung festlegt.

(4) 1Die Beschlüsse des Beirates werden mit einfacher Mehrheit der berufenen
Mitglieder gefasst. 2Zu den Beratungen des Beirates können externe Sachverstän-
dige hinzugezogen werden. 3Es können Arbeitsgruppen gebildet werden.

Kapitel 2. Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber

§ 154 Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter
Menschen

(1) 1Private und öffentliche Arbeitgeber (Arbeitgeber) mit jahresdurchschnitt-
lich monatlich mindestens 20 Arbeitsplätzen im Sinne des § 156 haben auf wenigs-
tens 5 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen.
2Dabei sind schwerbehinderte Frauen besonders zu berücksichtigen. 3Abweichend
von Satz 1 haben Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 40
Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat einen schwerbehinderten Men-
schen, Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 60 Arbeits-
plätzen jahresdurchschnittlich je Monat zwei schwerbehinderte Menschen zu
beschäftigen.

(2) Als öffentliche Arbeitgeber im Sinne dieses Teils gelten
1. jede oberste Bundesbehörde mit ihren nachgeordneten Dienststellen, das Bun-

despräsidialamt, die Verwaltungen des Deutschen Bundestages und des Bundes-
rates, das Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichtshöfe des Bundes,
der Bundesgerichtshof jedoch zusammengefasst mit dem Generalbundesanwalt,
sowie das Bundeseisenbahnvermögen,

2. jede oberste Landesbehörde und die Staats- und Präsidialkanzleien mit ihren
nachgeordneten Dienststellen, die Verwaltungen der Landtage, die Rechnungs-
höfe (Rechnungskammern), die Organe der Verfassungsgerichtsbarkeit der
Länder und jede sonstige Landesbehörde, zusammengefasst jedoch diejenigen
Behörden, die eine gemeinsame Personalverwaltung haben,

3. jede sonstige Gebietskörperschaft und jeder Verband von Gebietskörperschaf-
ten,

4. jede sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts.
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§ 155 Beschäftigung besonderer Gruppen schwerbehinderter Men-
schen

(1) Im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht sind in angemessenem
Umfang zu beschäftigen:
1. schwerbehinderte Menschen, die nach Art oder Schwere ihrer Behinderung

im Arbeitsleben besonders betroffen sind, insbesondere solche,
a) die zur Ausübung der Beschäftigung wegen ihrer Behinderung nicht nur

vorübergehend einer besonderen Hilfskraft bedürfen oder
b) deren Beschäftigung infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend

mit außergewöhnlichen Aufwendungen für den Arbeitgeber verbunden ist
oder

c) die infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend offensichtlich nur
eine wesentlich verminderte Arbeitsleistung erbringen können oder

d) bei denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 allein infolge
geistiger oder seelischer Behinderung oder eines Anfallsleidens vorliegt oder

e) die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine abgeschlossene Berufs-
bildung im Sinne des Berufsbildungsgesetzes haben,

2. schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben.
(2) 1Arbeitgeber mit Stellen zur beruflichen Bildung, insbesondere für Auszu-

bildende, haben im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht einen ange-
messenen Anteil dieser Stellen mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen.
2Hierüber ist mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 176 und
der Schwerbehindertenvertretung zu beraten.

§ 156 Begriff des Arbeitsplatzes

(1) Arbeitsplätze im Sinne dieses Teils sind alle Stellen, auf denen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter
sowie Auszubildende und andere zu ihrer beruflichen Bildung Eingestellte
beschäftigt werden.

(2) Als Arbeitsplätze gelten nicht die Stellen, auf denen beschäftigt werden:
1. behinderte Menschen, die an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach

§ 49 Absatz 3 Nummer 4 in Betrieben oder Dienststellen teilnehmen,
2. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, son-

dern vorwiegend durch Beweggründe karitativer oder religiöser Art bestimmt
ist, und Geistliche öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften,

3. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die
vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung oder Erziehung erfolgt,

4. Personen, die an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem Dritten Buch teil-
nehmen,

5. Personen, die nach ständiger Übung in ihre Stellen gewählt werden,
6. Personen, deren Arbeits-, Dienst- oder sonstiges Beschäftigungsverhältnis

wegen Wehr- oder Zivildienst, Elternzeit, unbezahlten Urlaubs, wegen Bezu-
ges einer Rente auf Zeit oder bei Altersteilzeitarbeit in der Freistellungsphase
(Verblockungsmodell) ruht, solange für sie eine Vertretung eingestellt ist.
(3) Als Arbeitsplätze gelten ferner nicht Stellen, die nach der Natur der Arbeit

oder nach den zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarungen nur auf die
Dauer von höchstens acht Wochen besetzt sind, sowie Stellen, auf denen Beschäf-
tigte weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt werden.
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§ 157 Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Pflicht-
arbeitsplatzzahl

(1) 1Bei der Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Zahl der
Arbeitsplätze, auf denen schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen sind (§ 154),
zählen Stellen, auf denen Auszubildende beschäftigt werden, nicht mit. 2Das Glei-
che gilt für Stellen, auf denen Rechts- oder Studienreferendarinnen und -referen-
dare beschäftigt werden, die einen Rechtsanspruch auf Einstellung haben.

(2) Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile von 0,5 und mehr sind
aufzurunden, bei Arbeitgebern mit jahresdurchschnittlich weniger als 60 Arbeits-
plätzen abzurunden.

§ 158 Anrechnung Beschäftigter auf die Zahl der Pflichtarbeitsplätze
für schwerbehinderte Menschen

(1) Ein schwerbehinderter Mensch, der auf einem Arbeitsplatz im Sinne des
§ 156 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 oder 4 beschäftigt wird, wird auf einen
Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinderte Menschen angerechnet.

(2) 1Ein schwerbehinderter Mensch, der in Teilzeitbeschäftigung kürzer als
betriebsüblich, aber nicht weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt wird,
wird auf einen Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinderte Menschen angerechnet.
2Bei Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf weniger als 18 Stunden
infolge von Altersteilzeit oder Teilzeitberufsausbildung gilt Satz 1 entsprechend.
3Wird ein schwerbehinderter Mensch weniger als 18 Stunden wöchentlich
beschäftigt, lässt die Bundesagentur für Arbeit die Anrechnung auf einen dieser
Pflichtarbeitsplätze zu, wenn die Teilzeitbeschäftigung wegen Art oder Schwere
der Behinderung notwendig ist.

(3) Ein schwerbehinderter Mensch, der im Rahmen einer Maßnahme zur För-
derung des Übergangs aus der Werkstatt für behinderte Menschen auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt (§ 5 Absatz 4 Satz 1 der Werkstättenverordnung) beschäftigt
wird, wird auch für diese Zeit auf die Zahl der Pflichtarbeitsplätze angerechnet.

(4) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber wird auf einen Pflichtarbeitsplatz für
schwerbehinderte Menschen angerechnet.

(5) Der Inhaber eines Bergmannsversorgungsscheins wird, auch wenn er kein
schwerbehinderter oder gleichgestellter behinderter Mensch im Sinne des § 2
Absatz 2 oder 3 ist, auf einen Pflichtarbeitsplatz angerechnet.

§ 159 Mehrfachanrechnung

(1) 1Die Bundesagentur für Arbeit kann die Anrechnung eines schwerbehinder-
ten Menschen, besonders eines schwerbehinderten Menschen im Sinne des § 155
Absatz 1 auf mehr als einen Pflichtarbeitsplatz, höchstens drei Pflichtarbeitsplätze
für schwerbehinderte Menschen zulassen, wenn dessen Teilhabe am Arbeitsleben
auf besondere Schwierigkeiten stößt. 2Satz 1 gilt auch für schwerbehinderte Men-
schen im Anschluss an eine Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen und für teilzeitbeschäftigte schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 158
Absatz 2.

(2) 1Ein schwerbehinderter Mensch, der beruflich ausgebildet wird, wird auf
zwei Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen angerechnet. 2Satz 1 gilt

142

17-06-26 12:05:55 Imprimatur Kossens/Heide/Maaß, SGB IX/BGG, 6. Aufl. (Fr. Deuringer)
KOSSEN 0001 Kossens_SGBIX_6A_druck.xml



SGB IXGesetzestext

auch während der Zeit einer Ausbildung im Sinne des § 51 Absatz 2, die in einem
Betrieb oder einer Dienststelle durchgeführt wird. 3Die Bundesagentur für Arbeit
kann die Anrechnung auf drei Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen
zulassen, wenn die Vermittlung in eine berufliche Ausbildungsstelle wegen Art
oder Schwere der Behinderung auf besondere Schwierigkeiten stößt. 4Bei Über-
nahme in ein Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis durch den ausbildenden oder
einen anderen Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene Ausbildung wird
der schwerbehinderte Mensch im ersten Jahr der Beschäftigung auf zwei Pflichtar-
beitsplätze angerechnet; Absatz 1 bleibt unberührt.

(2a) Ein schwerbehinderter Mensch, der unmittelbar vorher in einer Werkstatt
für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter beschäftigt
war oder ein Budget für Arbeit erhält, wird in den ersten zwei Jahren der Beschäfti-
gung auf zwei Pflichtarbeitsplätze angerechnet; Absatz 1 bleibt unberührt.

(3) Bescheide über die Anrechnung eines schwerbehinderten Menschen auf
mehr als drei Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen, die vor dem
1. August 1986 erlassen worden sind, gelten fort.

§ 160 Ausgleichsabgabe

(1) 1Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Men-
schen nicht beschäftigen, entrichten sie für jeden unbesetzten Pflichtarbeitsplatz
für schwerbehinderte Menschen eine Ausgleichsabgabe. 2Die Zahlung der Aus-
gleichsabgabe hebt die Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen
nicht auf. 3Die Ausgleichsabgabe wird auf der Grundlage einer jahresdurchschnitt-
lichen Beschäftigungsquote ermittelt.

(2) 1Die Ausgleichsabgabe beträgt je unbesetztem Pflichtarbeitsplatz
1. 140 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 3 Prozent

bis weniger als dem geltenden Pflichtsatz,
2. 245 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 2 Prozent

bis weniger als 3 Prozent,
3. 360 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von mehr als

0 Prozent bis weniger als 2 Prozent,
4. 720 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 0 Pro-

zent.
2Abweichend von Satz 1 beträgt die Ausgleichsabgabe je unbesetztem Pflichtar-
beitsplatz für schwerbehinderte Menschen
1. für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich weniger als 40 zu berücksichtigen-

den Arbeitsplätzen bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weni-
ger als einem schwerbehinderten Menschen 140 Euro und bei einer jahres-
durchschnittlichen Beschäftigung von null schwerbehinderten Menschen 210
Euro und

2. für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich weniger als 60 zu berücksichtigen-
den Arbeitsplätzen bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weni-
ger als zwei schwerbehinderten Menschen 140 Euro, bei einer jahresdurch-
schnittlichen Beschäftigung von weniger als einem schwerbehinderten
Menschen 245 Euro und bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von
null schwerbehinderten Menschen 410 Euro.
(3) 1Die Ausgleichsabgabe erhöht sich entsprechend der Veränderung der

Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches. 2Sie erhöht sich zum
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1. Januar eines Kalenderjahres, wenn sich die Bezugsgröße seit der letzten Neube-
stimmung der Beträge der Ausgleichsabgabe um wenigstens 10 Prozent erhöht
hat. 3Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe erfolgt, indem der Faktor für die Verän-
derung der Bezugsgröße mit dem jeweiligen Betrag der Ausgleichsabgabe verviel-
fältigt wird. 4Die sich ergebenden Beträge sind auf den nächsten durch fünf teilba-
ren Betrag abzurunden. 5Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt den
Erhöhungsbetrag und die sich nach Satz 3 ergebenden Beträge der Ausgleichsab-
gabe im Bundesanzeiger bekannt.

(4) 1Die Ausgleichsabgabe zahlt der Arbeitgeber jährlich zugleich mit der
Erstattung der Anzeige nach § 163 Absatz 2 an das für seinen Sitz zuständige
Integrationsamt. 2Ist ein Arbeitgeber mehr als drei Monate im Rückstand, erlässt
das Integrationsamt einen Feststellungsbescheid über die rückständigen Beträge
und zieht diese ein. 3Für rückständige Beträge der Ausgleichsabgabe erhebt das
Integrationsamt nach dem 31. März Säumniszuschläge nach Maßgabe des § 24
Absatz 1 des Vierten Buches; für ihre Verwendung gilt Absatz 5 entsprechend.
4Das Integrationsamt kann in begründeten Ausnahmefällen von der Erhebung
von Säumniszuschlägen absehen. 5Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den
Feststellungsbescheid haben keine aufschiebende Wirkung. 6Gegenüber privaten
Arbeitgebern wird die Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften über das Ver-
waltungszwangsverfahren durchgeführt. 7Bei öffentlichen Arbeitgebern wendet
sich das Integrationsamt an die Aufsichtsbehörde, gegen deren Entscheidung es
die Entscheidung der obersten Bundes- oder Landesbehörde anrufen kann. 8Die
Ausgleichsabgabe wird nach Ablauf des Kalenderjahres, das auf den Eingang der
Anzeige bei der Bundesagentur für Arbeit folgt, weder nachgefordert noch erstat-
tet.

(5) 1Die Ausgleichsabgabe darf nur für besondere Leistungen zur Förderung
der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben einschließlich beglei-
tender Hilfe im Arbeitsleben (§ 185 Absatz 1 Nummer 3) verwendet werden,
soweit Mittel für denselben Zweck nicht von anderer Seite zu leisten sind oder
geleistet werden. 2Aus dem Aufkommen an Ausgleichsabgabe dürfen persönliche
und sächliche Kosten der Verwaltung und Kosten des Verfahrens nicht bestritten
werden. 3Das Integrationsamt gibt dem Beratenden Ausschuss für behinderte
Menschen bei dem Integrationsamt (§ 186) auf dessen Verlangen eine Übersicht
über die Verwendung der Ausgleichsabgabe.

(6) 1Die Integrationsämter leiten den in der Rechtsverordnung nach § 162
bestimmten Prozentsatz des Aufkommens an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichs-
fonds (§ 161) weiter. 2Zwischen den Integrationsämtern wird ein Ausgleich her-
beigeführt. 3Der auf das einzelne Integrationsamt entfallende Anteil am Aufkom-
men an Ausgleichsabgabe bemisst sich nach dem Mittelwert aus dem Verhältnis
der Wohnbevölkerung im Zuständigkeitsbereich des Integrationsamtes zur Wohn-
bevölkerung im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches und dem Verhältnis der
Zahl der im Zuständigkeitsbereich des Integrationsamtes in den Betrieben und
Dienststellen beschäftigungspflichtiger Arbeitgeber auf Arbeitsplätzen im Sinne
des § 156 beschäftigten und der bei den Agenturen für Arbeit arbeitslos gemelde-
ten schwerbehinderten und diesen gleichgestellten behinderten Menschen zur
entsprechenden Zahl der schwerbehinderten und diesen gleichgestellten behinder-
ten Menschen im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs.

(7) 1Die bei den Integrationsämtern verbleibenden Mittel der Ausgleichsabgabe
werden von diesen gesondert verwaltet. 2Die Rechnungslegung und die formelle
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Einrichtung der Rechnungen und Belege regeln sich nach den Bestimmungen,
die für diese Stellen allgemein maßgebend sind.

(8) Für die Verpflichtung zur Entrichtung einer Ausgleichsabgabe (Absatz 1)
gelten hinsichtlich der in § 154 Absatz 2 Nummer 1 genannten Stellen der Bund
und hinsichtlich der in § 154 Absatz 2 Nummer 2 genannten Stellen das Land als
ein Arbeitgeber.

§ 161 Ausgleichsfonds

(1) 1Zur besonderen Förderung der Einstellung und Beschäftigung schwerbe-
hinderter Menschen auf Arbeitsplätzen und zur Förderung von Maßnahmen, die
den Interessen mehrerer Länder auf dem Gebiet der Förderung der Teilhabe
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben dienen, ist beim Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales als zweckgebundene Vermögensmasse ein Ausgleichs-
fonds für überregionale Vorhaben zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am
Arbeitsleben gebildet. 2Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales verwaltet
den Ausgleichsfonds.

(2) Abweichend von § 160 Absatz 5 Satz 1 dürfen sich Vorhaben, die aus dem
Ausgleichsfonds finanziert werden, auch auf die Förderung der Ausbildung von
nicht schwerbehinderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen erstrecken, wenn
diese Personen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten.

(3) Abweichend von § 160 Absatz 5 Satz 2 werden bei Vorhaben, die aus dem
Ausgleichsfonds gefördert werden, auch die dabei anfallenden Administrationskos-
ten aus dem Ausgleichsfonds finanziert.

§ 162 Verordnungsermächtigungen

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates
1. die Pflichtquote nach § 154 Absatz 1 nach dem jeweiligen Bedarf an Arbeits-

plätzen für schwerbehinderte Menschen zu ändern, jedoch auf höchstens 10
Prozent zu erhöhen oder bis auf 4 Prozent herabzusetzen; dabei kann die
Pflichtquote für öffentliche Arbeitgeber höher festgesetzt werden als für private
Arbeitgeber,

2. nähere Vorschriften über die Verwendung der Ausgleichsabgabe nach § 160
Absatz 5 und die Gestaltung des Ausgleichsfonds nach § 161, die Verwendung
der Mittel durch ihn für die Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Men-
schen am Arbeitsleben und das Vergabe- und Verwaltungsverfahren des Aus-
gleichsfonds zu erlassen,

3. in der Rechtsverordnung nach Nummer 2
a) den Anteil des an den Ausgleichsfonds weiterzuleitenden Aufkommens an

Ausgleichsabgabe entsprechend den erforderlichen Aufwendungen zur
Erfüllung der Aufgaben des Ausgleichsfonds und der Integrationsämter
sowie

b) den Ausgleich zwischen den Integrationsämtern auf Vorschlag der Länder
oder einer Mehrheit der Länder abweichend von § 160 Absatz 6 Satz 3

zu regeln,
4. die Ausgleichsabgabe bei Arbeitgebern, die über weniger als 30 Arbeitsplätze

verfügen, für einen bestimmten Zeitraum allgemein oder für einzelne Bundes-
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länder herabzusetzen oder zu erlassen, wenn die Zahl der unbesetzten Pflichtar-
beitsplätze für schwerbehinderte Menschen die Zahl der zu beschäftigenden
schwerbehinderten Menschen so erheblich übersteigt, dass die Pflichtarbeits-
plätze für schwerbehinderte Menschen dieser Arbeitgeber nicht in Anspruch
genommen zu werden brauchen.

Kapitel 3. Sonstige Pflichten der Arbeitgeber; Rechte der
schwerbehinderten Menschen

§ 163 Zusammenwirken der Arbeitgeber mit der Bundesagentur für
Arbeit und den Integrationsämtern

(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle,
ein Verzeichnis der bei ihnen beschäftigten schwerbehinderten, ihnen gleichge-
stellten behinderten Menschen und sonstigen anrechnungsfähigen Personen lau-
fend zu führen und dieses den Vertretern oder Vertreterinnen der Bundesagentur
für Arbeit und des Integrationsamtes, die für den Sitz des Betriebes oder der
Dienststelle zuständig sind, auf Verlangen vorzulegen.

(2) 1Die Arbeitgeber haben der für ihren Sitz zuständigen Agentur für Arbeit
einmal jährlich bis spätestens zum 31. März für das vorangegangene Kalenderjahr,
aufgegliedert nach Monaten, die Daten anzuzeigen, die zur Berechnung des
Umfangs der Beschäftigungspflicht, zur Überwachung ihrer Erfüllung und der
Ausgleichsabgabe notwendig sind. 2Der Anzeige sind das nach Absatz 1 geführte
Verzeichnis sowie eine Kopie der Anzeige und des Verzeichnisses zur Weiterlei-
tung an das für ihren Sitz zuständige Integrationsamt beizufügen. 3Dem Betriebs-,
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat, der Schwerbehindertenvertre-
tung und dem Inklusionsbeauftragten des Arbeitgebers ist je eine Kopie der
Anzeige und des Verzeichnisses zu übermitteln.

(3) Zeigt ein Arbeitgeber die Daten bis zum 30. Juni nicht, nicht richtig oder
nicht vollständig an, erlässt die Bundesagentur für Arbeit nach Prüfung in tatsächli-
cher sowie in rechtlicher Hinsicht einen Feststellungsbescheid über die zur
Berechnung der Zahl der Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen und
der besetzten Arbeitsplätze notwendigen Daten.

(4) Die Arbeitgeber, die Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen nicht
zur Verfügung zu stellen haben, haben die Anzeige nur nach Aufforderung durch
die Bundesagentur für Arbeit im Rahmen einer repräsentativen Teilerhebung zu
erstatten, die mit dem Ziel der Erfassung der in Absatz 1 genannten Personengrup-
pen, aufgegliedert nach Bundesländern, alle fünf Jahre durchgeführt wird.

(5) Die Arbeitgeber haben der Bundesagentur für Arbeit und dem Integrations-
amt auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der besonde-
ren Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter behin-
derter Menschen am Arbeitsleben notwendig sind.

(6) 1Für das Verzeichnis und die Anzeige des Arbeitgebers sind die mit der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen abge-
stimmten Vordrucke der Bundesagentur für Arbeit zu verwenden. 2Die Bundes-
agentur für Arbeit soll zur Durchführung des Anzeigeverfahrens in Abstimmung
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